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Sehr geehrte Leserin, 
sehr geehrter Leser, 
 
nach den Sommerferien geht es 
gleich weiter mit den neuen 
Rechtsentwicklungen, die uns die 
Justiz und der Gesetzgeber vorge-
ben. Wir haben eine Menge inte-
ressanter Neuigkeiten, die man 
vielleicht erst auf den zweiten Blick 
erkennt. Im Urteil vom 23.6.2017 
urteilt der BGH beispielsweise zu 
den Kosten der erstmaligen plange-
rechten Herstellung von Gemein-
schaftseigentum. Diesbezüglich ist 
noch immer streitig, ob diese 
Kosten zwingend von allen Woh-
nungseigentümern zu tragen sind 
oder aber ein ggf. abweichender 
Kostenverteilungsschlüssel der 
Gemeinschaftsordnung anzuwen-
den ist. Der BGH entschied im 
gegeben Fall, dass die in der Ge-

meinschaftsordnung formulierten 
tatbestandlichen Voraussetzungen 
für die Anwendung des vereinbar-
ten Kostenverteilungsschlüssels 
nicht vorlägen.  Es verbleibe daher 
bei der allgemeinen Regelung nach 
§ 16 Abs. 2 WEG. Hieraus kann man 
mit der gebotenen Vorsicht schluss-
folgern, dass dies nicht immer so 
sein muss. Nähme der BGH an, es 
sei stets kostenmäßig eine Aufgabe 
aller, hätte er sich keine Gedanken 
machen müssen, ob der Anwen-
dungsbereich der Kostenregelung 
der Gemeinschaftsordnung eröff-
net ist. Er hätte die Rechtsfrage 
unter Verweis auf eine zwingende 
Anwendung von § 16 Abs. 2 WEG 
dahinstehen lassen können. Dane-
ben stellt er fest, dass die Woh-

nungseigentümer ihr Kostenvertei-
lungsproblem mit § 16 Abs. 4 WEG 
regelmäßig nicht in den Griff 
bekommen werden. 
 
Ferner  gibt es spannende Neuigkei-
ten vom Gesetzgeber, der den 
Sachkundenachweis für Immo-
bilienverwalter im Gesetzesentwurf 
gestrichen hat. An dessen Stelle ist 
eine Fortbildungsverpflichtung 
formuliert worden.  
 
Wir sind sicher, Sie finden noch 
mehr interessante Neuerungen in 
dieser Ausgabe. Wir wünschen 
daher  wie immer eine interessante 
Lektüre.

 
 
 
 

Kurze Meldungen 
 
Optionsausübung unterfällt nicht 
der Schriftform 
Die einseitige Optionsausübung zur 
Verlängerung der Mietzeit unter-
fällt nach einem Urteil des OLG 
Dresden vom 22.2.2017 (5 U 
961/16) nicht dem Schriftformer-
fordernis nach § 550 BGB. Sähe der 
Mietvertrag für die Optionsaus-
übung einen eingeschriebenen 
Brief vor, sei eine solche Vereinba-
rung dahin gehend auszulegen, 
dass die Erklärung schriftlich erfol-
gen müsse, der Zugang aber auch in 
anderer Form erfolgen dürfe, NZM 
2017, 442. 
 
Vermieter streicht – Mieter legt 
den Farbton fest 
Nach einem Urteil des LG Berlin ist 
der Vermieter nicht berechtigt, die 
Schönheitsreparaturen nach eige-
nen Vorstellungen durchzuführen, 
wenn ihm diese Aufgabe obliegt. 
Vielmehr sei er verpflichtet, die 
Schönheitsreparaturen nach den 
Farbwünschen des Mieters auszu-

führen, sofern ihm dadurch keine 
Mehrkosten entstehen oder sonsti-
ge schutzwürdige Interessen 
entgegen stünden, Hinweisbe-
schluss vom 23.5.2017, 67 S 
416/16, WuM 2017, 395. 
 
Badewannenstehduscher haften 
Der Mieter hatte Mietminderung 
wegen Schwarzschimmels im 
Badezimmer geltend gemacht. Das 
LG Köln stellte sachverständig fest, 
dass der Schimmel durch das 
Duschen entstanden sei. Der Mieter 
duschte in einer Badewanne im 
Stehen, für die es keine Duschab-
trennung gab und auch der Fliesen-
spiegel war nur halbhoch. Diese 
Form des Duschens stelle eine 
pflichtwidrige Benutzung der 
Mietsache dar, für deren Folgen der 
Mieter hafte, nicht der Vermieter, 
Urteil vom 24.2.2017, 1 S 32/15 
(ZMR 2017, 565). 
 
 

Keine Haftung wegen vereinzelter 
Glätte 
Der BGH  hatte im Urteil vom 
14.2.2017 über die Haftung eines 
Grundstückeigentümers wegen 
unzureichender, winterlicher 
Verkehrssicherung zu befinden. Der 
VI. Zivilsenat führte aus, dass eine 
Verletzung der Verkehrssiche-
rungspflicht nur konstatiert werden 
könne, wenn sich eine „allgemeine 
Glätte“ gebildet habe. Das sei nicht 
der Fall gewesen. Vielmehr wurde 
am Schadenstag nur eine ca. 1m² 
große Glättestelle vorgefunden. 
Eine Haftung nach § 823 Abs. 1 BGB 
scheide daher aus. Auch eine 
Haftung nach § 823 Abs. 2 BGB 
i.V.m. mit der örtlichen Straßenrei-
nigungssatzung lehnte der BGH ab. 
Die Gemeinde könne darin keine 
Räum- und Streupflichten für 
Anlieger begründen, die über die 
Anforderungen der sie selbst 
treffenden allg. Verkehrssiche-
rungspflicht hinausginge, VI ZR 
254/16.

Es grüßt herzlich  
Ihr Anwalt 

 
Heinz G. Schultze 

http://www.bundesgerichtshof.de/
http://www.bundesgerichtshof.de/
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Immobilienrecht 
 

Kein gutgläubiger Erwerb durch falsche Grundstücksgrenze 
 

 
 
Der BGH musste sich in seinem 
Beschluss vom 20.7.2017 mit 
der Frage auseinandersetzen, ob 
die Einzeichnung eines falschen 
Grenzverlaufs im Liegenschafts-
kataster zu einem gutgläubigen 
Erwerb von Grundstücksflächen 
führen kann. In Streit geriet die 
Angelegenheit nicht zwischen 
zwei Grundstückseigentümern, 
sondern zwischen dem Vermes-
sungsamt und dem Grundbuch-
amt. Das Vermessungsamt 
übermittelte dem Grundbuch-
amt einen sogenannten Fortfüh-
rungsnachweis. Dieser Fortfüh-
rungsnachweis ist nichts ande-
res als eine Kartenaktualisie-
rung. Dabei wurden neue Flur-
stücksnummern und Verände-
rungen der tatsächlichen Nut-
zung von Grundstücken über-
mittelt.  
 
Der den Streit auslösende Fort-
führungsnachweis enthielt 
zudem ausnahmsweise die 
Korrektur eines Zeichenfehlers. 
Das Vermessungsamt in Pirna 
hatte festgestellt, dass ihm 
vormals bei der Übertragung der 
Messdaten in die Liegenschafts-
karte ein Fehler unterlaufen 
war. Die Grenze zwischen zwei 
Grundstücken war schlicht 
falsch eingezeichnet worden. 
 

Das Grundbuchamt wurde 
hiervon im Rahmen des Fortfüh-
rungsnachweises unterrichtet. 
Das Grundbuchamt weigerte 
sich aber die Korrekturen hin-
sichtlich des geänderten Grenz-
verlaufs nachzuvollziehen. Das 
Vermessungsamt, welches das 
Liegenschaftskataster führt, 
vertrat wiederum die Auffas-
sung, dass die Änderung für das 
Grundbuchamt bindend sei. Das 
Grundbuchamt führte dagegen 
aus, das es einen Eigentümer-
wechsel der betreffenden 
Grundstücke gegeben habe und 
nun zu klären sei, ob es bereits 
zu einem gutgläubigen Erwerb 
in anderen (falschen) Grund-
stücksgrenzen gekommen sein 
könne. 
 
Das Vermessungsamt legte 
Beschwerde ein, die sich durch 
Einlegung von Rechtsmitteln am 
Ende beim BGH wiederfand. Der 
BGH gab dem Vermessungsamt 
Recht. Im Ausgangspunkt sei das 
von den Vermessungsämtern 
geführte Liegenschaftskataster 
das amtliche Verzeichnis der 
Grundstücke im Sinne von § 2 
Abs. 2 GBO. Hieraus seien die 
tatsächlichen Verhältnisse der 
Grundstücke ersichtlich. Dem-
gegenüber sei das Grundbuch 
der Spiegel der privaten dingli-
chen Rechte an einem Grund-
stück. Es habe die Aufgabe, über 
die das Grundstück betreffen-
den Rechtsverhältnisse mög-
lichst erschöpfend und zuverläs-
sig Auskunft zu geben. Die 
Grundstücke würden nach § 2 
Abs. 2 GBO im Grundbuch nach 
dem Liegenschaftskataster 
benannt. Durch diese Bezug-

nahme des Grundbuchs auf das 
Liegenschaftskataster werde die 
Auffindbarkeit der Grundstücke 
in der Natur ermöglicht und 
gewährleistet. Im Rechtsverkehr 
werde auf diese Weise Klarheit 
darüber geschaffen, auf wel-
chen konkreten Teil der Erd-
oberfläche sich ein eingetrage-
nes Recht beziehe. Liegen-
schaftskataster und Grundbuch 
müssten daher übereinstimmen. 
Diese Übereinstimmung werde 
durch regelmäßigen Abgleich im 
Rahmen der Fortführungsnach-
weise sicher gestellt. Änderun-
gen tatsächlicher Art habe das 
Grundbuchamt aufgrund dieser 
Kompetenzverteilung ohne 
weiteres zu übernehmen. 
 
Daher habe das Grundbuchamt 
die im Rahmen des Fortfüh-
rungsnachweises vorgenomme-
ne Korrektur der vormals fal-
schen Übertragung der Vermes-
sungswerte in die Karte auch zu 
übernehmen. Es sei zudem sehr 
fraglich, ob es überhaupt zu 
einem gutgläubigen Erwerb 
hätte kommen können. Zwar 
erstrecke sich die gesetzliche 
Richtigkeitsvermutung des 
Grundbuchs (§ 891 BGB) auch 
auf den sich aus dem Liegen-
schaftskataster ergebenden 
Grenzverlauf. Es könne jedoch 
nicht angenommen werden, 
dass mit dem „Liegenschaftska-
taster“ nur die Karte gemeint 
sei. Vielmehr seien auch die 
Vermessungsergebnisse (die ja 
vorliegend richtig waren) Inhalt 
des Katasters. Wichen Karte und 
Vermessungszahlenwerk vonei-
nander ab, bezöge sich die 
Richtigkeitsvermutung auf das 
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Vermessungszahlenwerk und 
nicht auf die unrichtigen Eintra-
gungen in der Karte. Letztlich 
könne dies dahin stehen. Denn 

das Grundbuchamt sei auch bei 
einem gutgläubigen Erwerb an 
die Daten der Vermessungsbe-
hörde gebunden. Die vom 

Fehler betroffenen Eigentümer 
müssten ggf. ihre Rechte im 
Zivilgerichtsweg klären (V ZB 
47/16).

 
 

Zur Fälligkeitsregelung des Kaufvertrages beim Vorkauf 
 
Durch die Ausübung des Vor-
kaufsrechts tritt der Vorkaufsbe-
rechtigte an die Stelle des vor-
maligen Käufers in den Kaufver-
trag ein. Der BGH befasste sich 
im Urteil vom 12.5.2017 mit der 
Rechtsfrage, wie mit den Fällig-
keitsregelungen umzugehen ist, 
wenn der neue Käufer in den 
Kaufvertrag eintritt.  
 
Im zugrunde liegenden Sachver-
halt wurde ein landwirtschaftli-
ches Grundstück verkauft. Mit 
dem Kaufvertrag zusammen 
wurde die Auflassung erklärt. 
Ferner war bestimmt, dass dem 
Käufer eine die Auflassung 
enthaltene notarielle Ausferti-
gung erst vom Notar erteilt 
werden dürfe, wenn die Bezah-
lung des Kaufpreises nachgewie-
sen sei. Soweit so üblich. Die 
Fälligkeit des Kaufpreises wurde 
indessen nicht von der Eintra-
gung einer Auflassungsvormer-
kung abhängig gemacht. 

In dieser Situation übte ein 
Siedlungsunternehmen nach 
dem Reichssiedlungsgesetz sein 
gesetzliches Vorkaufsrecht aus. 
Das Unternehmen bezahlte erst 
nachdem die Auflassung zu 
seinen Gunsten erklärt wurde. 
Der Kaufpreis ging daher erst 
mit einem halben Jahr Verzöge-
rung bei der Verkäuferin ein. Die 
Verkäuferin forderte knapp 
10.000 € Verzugszinsen, weil der 
Kaufpreis zu spät bezahlt wor-
den sei. 
 
Der BGH führte letztinstanzlich 
im Urteil vom 12.5.2017 aus, 
dass die Kaufpreisfälligkeitsrege-
lungen nach einem Vorkauf 
regelmäßig der Anpassung 
bedürften. Das vereinbarte 
Zeitgefüge komme durch den 
Vorkauf durcheinander. Werde 
der Kaufvertrag zusammen mit 
der Auflassung beurkundet, 
führe dies regelmäßig dazu, dass 
der Kaufpreis gegenüber dem 

Vorkaufsberechtigten erst fällig 
werde, wenn ihm gegenüber die 
Auflassung erklärt worden sei. 
Der Vorkaufsberechtige könne 
daher vor der Auflassung nicht 
in Verzug kommen. 
 
Hiervon sei indessen eine Aus-
nahme zu machen, wenn die 
Gleichzeitigkeit von Kaufver-
tragsabschluss und Auflassung 
keine Sicherungsziele verfolge, 
sondern Ausfluss der Praktikabi-
lität sei, um einen nochmaligen 
Notartermin zu vermeiden. Da 
die Verkäuferin ein Unterneh-
men der öffentlichen Hand sei 
und auf die Eintragung einer 
Auflassungsvormerkung verzich-
tet worden sei, schlussfolgere 
der Senat, dass die gleichzeitige 
Beurkundung ausschließlich 
Ausfluss eines praktischen 
Bedürfnisses war. Der Verkäufe-
rin wurde daher der Verzugszins 
zugesprochen (V ZR 210/16). 

 
 

Haftung des Baumeigentümers für Wurzeleinwuchs in die Kanalisation 
 
Ein Hauseigentümer im Ge-
richtssprengel des Landgerichts 
Braunschweig erlitt einen Sach-
schaden von über 30.000 €, 
nachdem die Kanalisation die 
Wassermassen nach einem 
Starkregen nicht mehr bewälti-
gen konnte. Der Eigentümer 
hatte entgegen der Abwasser-
beseitigungssatzung keine 
Rückstausicherung in sein Haus 
eingebaut. Es stellte sich heraus, 

dass dies nicht die einzige Scha-
densursache war. Auf dem 
benachbarten, gemeindlichen 
Grundstück stand ein Baum, der 
durch starke Einwurzelungen die 
Leitungsfähigkeit des Abwasser-
kanals stark reduziert hatte. Der 
Hauseigentümer verlangte 
daher von der Stadt wegen 
Verletzung der Verkehrssiche-
rungspflicht Schadensersatz. Der 
BGH führte im Urteil vom 

24.8.2017 aus, dass eine Haf-
tung der Gemeinde als Baumei-
gentümerin nur unter besonde-
ren Umständen in Betracht 
käme. Es sei im Einzelfall zu 
klären, welche Kontrolldichte 
die Gemeinde zu erfüllen habe 
und ob dabei auch Einwurzelun-
gen zu prüfen seien. Jedenfalls 
aber wäre dem Hauseigentümer 
wegen Fehlens der Rückstausi-
cherung ein Mitverschulden 

http://www.bundesgerichtshof.de/
http://www.bundesgerichtshof.de/
http://www.bundesgerichtshof.de/
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anzurechnen. Der Rechtsstreit 
wurde zurück verwiesen, damit 
das Oberlandesgericht Braun-

schweig nähere Feststellungen 
zur erforderlichen und durchge-

führten Verkehrssicherung 
treffen kann (III ZR 574/16). 

 
 

Mietrecht 
Kostenlose Weiternutzung der Wohnung nach Kündigung 

 

 
 
Einen möglicherweise unklugen 
Schachzug unternahm ein Ver-
mieter in Offenbach am Main als 
er einer Kündigung des Wohn-
raummietverhältnisses wider-
sprach. Nach dem Urteil des 
Bundesgerichtshofes vom 
12.7.2017 ist – je nach weiterer 
Entwicklung – nicht auszuschlie-
ßen, dass der Vermieter weder 
Miete noch Nutzungsausfallent-
schädigung bekommt. 
 
Der Wohnungsmieter mietete 
2000 eine 3-Zimmerwohnung 
an. Dem Tatbestand des Urteils 
ist es nicht zu entnehmen, aber 
aufgrund der nachfolgenden 
Rechtsaussagen zu vermuten, 
dass es zu dieser Zeit zumindest 
aus der Kenntnis des Vermieters 
heraus noch keine Ehefrau des 
Mieters gab. Jedenfalls wohnte 
der Mieter mit seiner Ehefrau 10 
Jahre in der Wohnung. Dann zog 
der Mann aus und ließ sich 
scheiden. Er bezahlte aber noch 
weitere 4 Jahre die Miete der 
Wohnung. Im Mai 2014 kündig-
te der Mann schließlich den 
Mietvertrag ordentlich zum 
31.8.2014.  

Der Vermieter widersprach der 
Kündigung. Er meinte, der 
Mieter könne ohne seine Frau 
keine Kündigung aussprechen. 
Das beeindruckte den Mann 
nicht. Er teilte mit, er werde der 
„Fairness halber“ die Hälfte der 
inzwischen drei rückständigen 
Mieten noch bezahlen und sich 
dann jeglicher Geldleistung 
enthalten. 
 
Der Vermieter kündigte nun 
nicht seinerseits, sondern klagte 
die offenen Mieten beim AG 
Offenbach ein. Das Amtsgericht 
gab der Klage statt. Es erachte-
te, wie die nachfolgenden 
Instanzen auch, das Mietver-
hältnis als beendet. Da die 
Mietsache von der vormaligen 
Ehefrau aber nicht zurückgege-
ben worden sei, habe der Mie-
ter Nutzungsausfallentschädi-
gung nach § 546a BGB zu leis-
ten. Die Berufung des Mannes 
hatte keinen Erfolg. Anders 
dagegen die Revision. Der BGH 
hob die Entscheidung des Land-
gerichts auf und verwies den 
Rechtsstreit an eine andere 
Kammer beim Landgericht 
Darmstadt zurück. 
 
Der BGH führte in seinen Ur-
teilsgründen im Urteil vom 
12.7.2017 aus, dass eine Nut-
zungsausfallentschädigung nach 
§ 546a BGB nur dann entstehe, 
wenn der Mieter die Mietsache 
vorenthalte. Ein Vorenthalten 
scheide indessen aus, wenn der 

Vermieter die Mietsache gar 
nicht zurücknehmen wolle. Der 
Vermieter habe vorliegend die 
Kündigung (unrichtigerweise) 
für unwirksam erachtet und sei 
von einem Fortbestand des 
Mietverhältnisses ausgegangen. 
Der Vermieter habe daher zu 
keiner Zeit die Mietsache zu-
rücknehmen wollen; ein Vor-
enthalten scheide daher aus. 
Unbeachtlich sei insoweit, dass 
der Mann die Mietsache gar 
nicht zurückgeben könne, weil 
seine vormalige Ehefrau noch 
darin wohne. Auch dies ändere 
nichts daran, dass der Vermieter 
die Mietsache gar nicht zurück 
haben wolle. 
 
Bereicherungsrechtliche An-
sprüche nach § 812 Abs. 1 BGB 
kämen grundsätzlich in Be-
tracht. Indessen sei aktuell nicht 
ersichtlich, durch welche „Leis-
tung“ des Vermieters der Mann 
ungerechtfertigt bereichert sein 
könnte. Er bewohne die Woh-
nung nicht mehr. Eine Bereiche-
rung sei daher nur anzunehmen, 
wenn der Mann im Gegenzug 
Aufwendungen erspare, etwa 
weil ihm die Wohnnutzung 
seiner vormaligen Ehefrau im 
Rahmen von Unterhaltsleistun-
gen angerechnet würde. Diese 
Frage zu klären, habe das Beru-
fungsgericht unterlassen. Der 
Senat verwies daher den 
Rechtsstreit zurück (VIII ZR 
214/16).

http://www.bundesgerichtshof.de/
http://www.bundesgerichtshof.de/
http://www.bundesgerichtshof.de/
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Keine Erläuterung des verwendeten Verteilungsschlüssels 
 
Im Urteil vom 19.7.2017 führte 
der VIII. Zivilsenat seine „Auflo-
ckerungsrechtsprechung“ zur 
Betriebskostenabrechnung fort. 
Entscheidend für eine formell 
korrekte Abrechnung sei, dass 
der Mieter imstande sei, die 
Verteilung der anstehenden 
Kostenpositionen zu erkennen 
und den auf ihn entfallenden 
Anteil an diesen Kosten gedank-
lich und rechnerisch nachzuprü-

fen, BGH-Urteil vom 22.10.2014, 
VIII ZR 97/14 – ZIV 2014, 72, 
BGH-Urteil vom 12.11.2014, VIII 
ZR 112/14 – ZIV 2014, 73, BGH-
Urteil vom 6.5.2015, VIII ZR 
193/14 – ZIV 2015, 30. Die 
Einsichtnahme in die entspre-
chenden Belege diene dann nur 
noch der Kontrolle und zur 
Beseitigung von Zweifeln, BGH-
Urteil vom 16.9.2016, VIII ZR 
346/08 – ZIV 2009, 61, BGH-

Urteil vom 22.9.2010, VIII ZR 
285/09 – ZIV 2010, 85. Die 
Nachvollziehbarkeit der Abrech-
nung werde insbesondere nicht 
dadurch tangiert, dass die 
Erläuterung fehle, warum jener 
und nicht dieser Verteilungs-
schlüssel für die jeweilige Kos-
tenposition zum Einsatz ge-
kommen sei (BGH, VIII ZR 3/17). 

 
 

Gewerbemietrecht 
 

Schriftformheilungsklauseln sind in vorformulierten Verträgen unwirksam 
 

 
 
Schriftformheilungsklauseln sind 
nach Auffassung des OLG Düs-
seldorf in vorformulierten 
Verträgen unwirksam. In Xanten 
stritten zwei Gewerbemietver-
tragsparteien um die Wirksam-
keit einer Kündigung. Der auf 
knapp 10 Jahre befristete Miet-
vertrag wies eine Mietzinsan-
passungsklausel auf. In dem 
2006 geschlossenen Vertrag 
hieß es u.a.:  
 
Jede Partei kann eine Neufest-
setzung der letztmalig geschul-
deten Grundmiete verlangen, 
wenn sich der Verbraucherpreis-
index für Deutschland (Basisjahr 
2000 = 100) um mehr als 4% 
nach den Feststellungen des 
statistischen Bundesamtes 
gegenüber dem Zeitpunkt des 
Mietabschlusses oder der letzt-

maligen Mietänderung erhöht 
oder erniedrigt. 
 
Ferner wies der Vertrag eine 
einfache Schriftformheilungs-
klausel auf. 
 
Für den späteren Streit ebenfalls 
von Relevanz erwies sich die 
Regelung zur Untervermietung. 
Diese stand unter dem Erlaub-
nisvorbehalt des Vermieters. 
Einzig wenn die Untervermie-
tung nicht mit dem aktuellen 
Büronutzungszweck in Wider-
spruch stünde, sollte eine Un-
tervermietung ohne Erlaubnis 
des Vermieters zulässig sein. 
 
Auf der Grundlage der Mietan-
passungsklausel bat der Vermie-
ter seine Mieter mit Schreiben 
vom 27.12.2012 um eine Erhö-
rung der Miete ab 1.4.2013 auf 
2.273,60 € monatlich. Die Mie-
ter passten widerspruchslos ihre 
Mietzahlungen entsprechend 
an. 
 
Die Mieter zogen 2013 aus, um 
Räumlichkeiten in der eigens 

hierfür erworbenen Immobilie 
zu beziehen. Die Mieträume 
vermieteten sie an einen Pfle-
gedienst unter. Der Pflegedienst 
wies ausgedehnte Bürozeiten 
von 5:30 Uhr bis 21:00 Uhr auf. 
Dies gefiel dem Vermieter nicht, 
der die Mieter mehrfach deswe-
gen abmahnte. Er sah darin eine 
Verletzung der zustimmungs-
freien Untervermietung. 
Schließlich erklärte der Vermie-
ter, er verweigere die Unter-
vermietung. Die Mieter kündig-
ten daraufhin mit Schreiben 
vom 12.2.2014 das Hauptmiet-
verhältnis außerordentlich unter 
Hinweis auf die versagte Unter-
vermietungserlaubnis und 
stellten die Mietzahlungen ein. 
 
Der Vermieter klagte daraufhin 
in einem ersten Prozess auf 
Bezahlung der weiter auflaufen-
den, unbezahlten Mieten von 
Mai bis Oktober 2014 beim LG 
Kleve. Er obsiegte. Das Landge-
richt vertrat die Auffassung, 
dass die außerordentliche 
Kündigung unwirksam sei. Der 
Betrieb eines Pflegedienstes 

http://www.bundesgerichtshof.de/


 

51  

weiche wesentlich von einer 
üblichen Büronutzung ab, so 
dass die Untervermietung zu 
Recht versagt wurde. Die auf die 
Versagung gründende außeror-
dentliche Kündigung sei daher 
unwirksam. Das Urteil hielt den 
Angriffen der Berufungsführer 
stand. Das OLG Düsseldorf 
schloss sich der Ansicht des 
Landgerichts an. 
 
Nunmehr kam es zu einem 
weiteren Zahlungsrechtsstreit 
für die Mieten von November 
2014 bis Februar 2016. Das 
Landgericht Kleve verurteilte die 
Mieter abermals zur Bezahlung. 
Dieses Mal hatte indessen die 
Berufung zum OLG Düsseldorf 
Erfolg. Der Senat führte im 
Urteil vom 25.4.2017 aus, dass 
er die außerordentliche Kündi-
gung vom 12.2.2014 in eine 
ordentliche Kündigung umdeu-
te, so dass das Mietverhältnis 
zum 30.9.2014 beendet worden 
sei. Weitergehende Mietzah-
lungsansprüche des Vermieters 
seien daher nicht begründet. 
 
Das Mietverhältnis sei or-
dentlich kündbar gewesen, weil 
mangels wirksamer Einhaltung 
der Schriftform die Befristung 
im Mietvertrag unwirksam 
gewesen sei. Ein Schriftform-
mangel wäre auszuschließen, 
wenn der Vermieter aufgrund 
der vertraglichen Vereinbarung 
ein einseitiges Leistungsbe-

stimmungsrecht hinsichtlich der 
Miethöhe zugestanden hätte. 
Das sei aber nicht der Fall gewe-
sen. Die Mietzinsanpassungs-
klausel sehe vielmehr vor, dass 
jede Partei eine Änderung des 
Mietzinses verlangen könne, 
wenn sich bestimmte Preispa-
rameter in einem vordefinierten 
Umfang geändert hätten. Es 
bedürfe somit jedenfalls einer 
Vereinbarung der Parteien, um 
den Mietzins nachfolgend anzu-
passen. Diese Vereinbarung sei 
auch konkludent zustande 
gekommen, als der Vermieter 
mit Schreiben vom 27.12.2012 
um eine Mieterhöhung nach-
suchte und die Mieter den 
Mietzins entsprechend anpass-
ten. Eine schriftformgerechte 
Abfassung dieser Vereinbarung 
zur Änderung der Miethöhe sei 
indessen nicht erfolgt. 
 
Ob in dieser Situation eine im 
Vertrag vorgesehen Schriftform-
klausel greife, sei umstritten. 
Der BGH habe diese Frage 
bisher offen gelassen. Das OLG 
Rostock erachtete eine entspre-
chende Klausel stets als unwirk-
sam (OLG Rostock, Urteil vom 
10.7.2008, 3 U 108/17), wäh-
rend andere Gerichte nur die 
Unwirksamkeit bei formularmä-
ßiger Vereinbarung sehen (OLG 
Düsseldorf, Urteil vom 
29.11.2012, I -10 U 34/12). Der 
Senat bekräftigte nochmals die 
letztgenannte Auffassung. Die 

Schriftformklausel sei nach 
§ 307 Abs. 2 Nr. 1 BGB unwirk-
sam. Sie verstieße gegen den 
Schutzzweck der Schriftformre-
gelung in § 550 BGB. Für die 
Schriftform sei erforderlich, dass 
alle wesentlichen Vertragsbe-
dingungen aus einer von beiden 
Vertragsparteien unterzeichne-
ten Urkunde ersichtlich seien. 
Ein Erwerber der Immobilie solle 
sich über alle Vertragsinhalte 
informieren können, ehe er die 
Immobilie kauft. Wenn es neben 
den schriftlichen Vereinbarun-
gen auch mündliche gäbe, trete 
er in diese mündlichen Mietver-
einbarungen gleichermaßen ein, 
§ 566 BGB. Indessen sei er im 
Gegenzug an diese möglicher-
weise für ihn nachteiligen 
schriftlichen und mündlichen 
Vereinbarungen dann nicht 
mehr über eine lange Bindung 
verpflichtet, sondern könne den 
Vertrag ordentlich kündigen. 
Gleiches gelte für den aktuellen 
Mieter, auch wenn es keinen 
Erwerbsvorgang gäbe. Nach der 
Klausel müsse der Mieter an der 
Behebung des Formmangels 
mitwirken. Dies sei ihm nicht 
zumutbar, wenn man sich auf 
eine bestimmte Vertragsände-
rung nicht einigen könne. In 
dieser Situation müsse der 
Mieter die Gelegenheit haben, 
sich vom Vertrag zu lösen (I – 24 
U 150/16), ZMR 2017, 471. 
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WEG-Recht 
 

Widersprüche in Teilungserklärung und Gemeinschaftsordnung 
 

 
 
Der Bundesgerichtshof musste 
einer Wohnungseigentümerge-
meinschaft in Berlin bei der 
Auslegung ihrer widersprüchli-
chen Grundbuchunterlagen im 
Urteil vom 23.6.2017 behilflich 
sein, nachdem sich zwei Instan-
zen zuvor an den notariellen 
Gestaltungen erfolglos abgear-
beitet hatten. Der Rechtsstreit 
wurde zur weiteren Sachaufklä-
rung nach Berlin zurück verwie-
sen. 
 
Die von einem Bauträger errich-
tete Wohnanlage wies drei 
Teileigentumseinheiten im 
Souterrain auf. Die Aufteilungs-
liste betitelte die drei Einheiten 
mit „nicht zu Wohnzwecken 
dienende Räume“. Im Auftei-
lungsplan waren die Räume mit 
„Kellerraum“ bezeichnet. 
 
Die Gemeinschaftsordnung wies 
daneben eine Regelung auf, 
wonach die im Aufteilungsplan 
angegebene Nutzung nicht die 
allein maßgebliche sei, sondern 
diese Flächen auch zu anderen 
baurechtlich zulässigen gewerb-
lichen Zwecken genutzt werden 
dürften. Nach § 4 Abs. 2 der 
Gemeinschaftsordnung habe 
der betreffende Teileigentümer 
die dazu ggf. erforderlichen 
öffentlich-rechtlichen Genehmi-
gungen auf seine Kosten einzu-
holen. 

In der Baugenehmigung waren 
die drei Teileigentumseinheiten 
ebenfalls als „Keller“ bezeichnet 
worden. Ein Antrag auf Nutzung 
der Einheiten als Aufenthalts-
raum wurde von der Bauord-
nungsbehörde versagt, weil ein 
zweiter Rettungsweg fehle. 
 
Zwei der drei Teileigentumsei-
gentümer stellten bei einer 
Wohnungseigentümerversamm-
lung den Antrag, einen zweiten 
Rettungsweg auf der Grundlage 
einer vorgelegten Planung zu 
beschließen und die voraussicht-
lichen Kosten von 7.500 € durch 
Sonderumlage zu erheben. Der 
Antrag wurde abgelehnt. Die 
Teileigentumseigentümer erho-
ben Anfechtungs- und Beschlus-
sersetzungsklage. Sie vertraten 
die Auffassung, dass ihre Mitei-
gentümer den Beschlussantrag 
hätten annehmen müssen. Die 
Klage hatte in den ersten beiden 
Instanzen keinen Erfolg. 
 
Der BGH vertrat im Urteil vom 
23.6.2017 eine abweichende 
Auffassung. Ein Anspruch auf 
Schaffung des zweiten Ret-
tungsweges stehe den Klägern 
zu, wenn der zweite Rettungs-
weg der erstmaligen plange-
rechten Herstellung des Ge-
meinschaftseigentums diene, 
§ 21 Abs. 4 WEG. 
 
Die Annahme des Berufungsge-
richts, es handele sich nicht um 
eine erstmalig plangerechte 
Herstellung des Gemeinschafts-
eigentums, weil die Einheiten im 
Souterrain nicht zu Wohnzwe-
cken dienten, sondern als Teilei-
gentum ausgewiesen seien, sei 

rechtsfehlerhaft. Das Beru-
fungsgericht habe verkannt, 
dass auch Teileigentumseinhei-
ten dazu geeignet sein müssten, 
als Aufenthaltsraum für Men-
schen zu dienen. Die Bezeich-
nung „Teileigentum“ ließe jede 
gewerbliche Betätigung zu 
(BGH-Urteil vom 17.6.2005, V ZR 
328/03, NM 2005, 753, 754 
unter 4a) dd)). Somit seien auch 
Nutzungen erlaubt – wie etwa 
eine Büronutzung – mit denen 
ein dauernder Aufenthalt von 
Menschen verbunden sei.  
 
Die im Aufteilungsplan vorge-
nommene Bezeichnung als 
„Kellerraum“ sei nicht die einzig 
maßgebliche Aussage zur zuläs-
sigen Nutzung. Eine derart 
einschränkende Zweckbestim-
mung müsse sich aus der Tei-
lungserklärung klar und eindeu-
tig ergeben. Das sei nicht der 
Fall. Die nächstliegende Ausle-
gung ergäbe vielmehr, dass jede 
gewerbliche Nutzung zulässig 
sei. 
 
Die Herstellung des zweiten 
Rettungsweges entspräche 
damit den Grundsätzen ord-
nungsmäßiger Verwaltung und 
könnte von jedem Miteigentü-
mer eingefordert werden, § 21 
Abs. 4 WEG, Urteil vom 
27.4.2012, V R 177/11 – ZIV 
2012, 31, BGH-Urteil vom 
9.12.2016, V ZR 84/16 – ZIV 
2017, 10. 
 
Der Rechtsstreit sei dennoch 
nicht entscheidungsreif. Der 
Gemeinschaft stünde bei der 
Schaffung des zweiten Ret-
tungsweges unter Beachtung 
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der bauordnungsrechtlichen 
Vorgaben ein Ermessen zu. Es 
sei nicht ersichtlich, ob die bei 
der Wohnungseigentümerver-
sammlung beantragte Herstel-
lungsweise die einzig mögliche 
sei. Wenn es Alternativen gäbe, 
hätten die Wohnungseigentü-
mer hierüber zu entscheiden. 
Daher sei auch die Höhe der zu 
bildenden Sonderumlage unge-
wiss. Jedenfalls wären für die 
Kostenerhebung nach § 16 Abs. 
2 WEG alle Wohnungseigentü-

mer heran zu ziehen. Die in § 4 
Abs. 2 GO enthaltene Kostenre-
gelung sei nicht anwendbar. Die 
Regelung beziehe sich auf zuvor 
geregelte „Nutzung der Gewer-
beflächen“, die die erstmalige 
Herstellung des Gemeinschafts-
eigentums nicht umfasse. 
 
Ein Beschluss nach § 16 Abs. 4 
WEG sei nicht gefasst worden 
und wäre zudem nicht zulässig, 
weil es im Interesse aller Woh-
nungseigentümer liege, dass die 

brandschutzrechtlichen Anfor-
derungen an die in der Teilungs-
erklärung vorgesehene Nutzung 
des Gebäudes eingehalten 
würde, BGH-Urteil vom 
9.12.2016, V ZR 84/16 – ZIV 
2017, 10. Infolgedessen diene 
die Maßnahme dem Gebrauch 
aller Wohnungseigentümer und 
nicht wie in § 16 Abs. 4 WEG 
vorausgesetzt, dem Gebrauch 
einzelner Wohnungseigentü-
mer, V ZR 102/16. 

 
 

BGH gibt Rechtsprechung zu den Kosten des Ersatzzustellvertreters teilweise auf 
 
Mit Beschluss vom 11.5.2017 
hat der BGH die im Senatsbe-
schluss vom 14.5.2009, V ZB 
172/08 – ZIV 2009, 35 geäußerte 
Rechtsauffassung zur Kostener-
stattung von Zustellkosten 
teilweise aufgegeben. In Streit 
geraten waren die Kosten des 
Ersatzzustellvertreters. Im 
Rahmen einer Beschlussanfech-
tung, die die Rechtsstellung des 
WEG-Verwalters betraf, hatte 
das Amtsgericht eine Anwältin 
als Ersatzzustellvertreterin 
bestellt. Der Rechtsstreit endete 
mit einer Kostenquote von 
80:20 zu Lasten des Klägers. Die 
Beklagten bemühten sich, die 
Kosten der Ersatzzustellvertre-
terin von rund 1.100 € im Rah-
men des Kostenfestsetzungsver-
fahrens gegen den Kläger fest-
setzen zu lassen. 
 
Das Amtsgericht erließ einen 
entsprechenden Kostenfestset-
zungsbeschluss. Die Beschwerde 
zum Landgericht war erfolglos. 
Die Rechtsbeschwerde zum BGH 
wiederum hatte Erfolg. Die 
Kosten eines Ersatzzustellvertre-
ters seien keine Kosten des 
Rechtsstreits im Sinne von §§ 91 
ff ZPO, so der BGH in seinem 

Beschluss vom 11.5.2017. Sie 
könnten daher nicht festgesetzt 
werden. Es handele sich um 
interne Kosten der Kommunika-
tion, die nicht erstattungsfähig 
seien. Der BGH habe im Be-
schluss vom 14.5.2009, V ZB 
172/08 – ZIV 2009, 35 hiervon 
eine Ausnahme gemacht, soweit 
es sich um Kosten der Erstunter-
richtung des anhängigen Rechts-
streits handele. Diese Recht-
sprechung werde nunmehr vom 
Senat aufgegeben. 
 
Ob die Gefahr bestehe, dass der 
Verwalter die Beklagten nicht 
sachgerecht unterrichten wer-
de, müsse das Gericht in einer 
ex-ante-Prognose beurteilen. Sei 
eine solche Gefahr zu verneinen, 
könne an den Verwalter zuge-
stellt werden. Bestünde dage-
gen eine solche Gefahr dürfte an 
ihn nicht zugestellt werden. 
Würde vom Gericht ungeachtet 
dessen an den Verwalter zuge-
stellt, sei die Zustellung an ihn 
unwirksam. Erweise sich in 
dieser Situation der Verwalter 
als zuverlässig, komme eine 
Heilung der Zustellung nach 
§ 189 ZPO in Betracht. Jedenfalls 
seien aber die Kosten der Unter-

richtung interne Verwaltungs-
kosten. Nichts anderes könne 
gelten, wenn nicht der Verwal-
ter, sondern der Ersatzzustell-
vertreter die Unterrichtung 
vornehme. Der Ersatzzustellver-
treter trete nämlich partiell in 
die Aufgaben und Befugnisse 
des Verwalters ein, dessen 
Vertragspartner ebenfalls die 
Wohnungseigentümergemein-
schaft sei.  
 
Ob und ggf. in welcher Höhe 
eine Vergütung geschuldet sei, 
müsse das Gericht bei der 
Bestellung – oder ggf. nachträg-
lich - festlegen, wobei es sich an 
der üblichen Vergütung im Sinne 
von §§ 675, 612 Abs. 2 BGB 
orientieren könne; auch habe es 
die Berechnung des Auslagener-
satzes vorzugeben. Diese Fragen 
müssten nämlich in dem (durch 
das Gericht zu ersetzenden) 
Beschluss der Wohnungseigen-
tümer gemäß § 45 Abs. 2 WEG 
ebenfalls geregelt werden. Diese 
Kosten seien in der Jahresab-
rechnung nach dem von § 16 
Abs. 2 WEG vorgegebenen 
Verteilungsschlüssel zu verteilen 
(V ZB 52/15). 
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Rechtsmittelstreitwert bei Klagen wegen Entlastung des Verwaltungsbeirats 
 
Mit Beschluss vom 9.3.2017 
entschied der BGH, dass der 
Rechtsmittelstreitwert bei 
Anfechtungsklagen gegen die 
Entlastung des Verwaltungsbei-
rats regelmäßig mit 500 € anzu-
setzen ist. Ebenso wie beim 
Verwalter (BGH-Beschluss vom 
17.3.2016, V ZB 166/13, BGH-
Beschluss vom 31.3.2011, V ZB 

236/10 – ZIV 2011, 28) träten 
etwaige Schadensersatzansprü-
che gegen den Verwaltungsbei-
rat, auf die die Anfechtungskla-
ge gestützt werde, diesem Wert 
hinzu. Maßgeblich sei insoweit 
der klägerische Anteil an dem 
Nennbetrag dieser Ansprüche, 
BGH-Beschluss vom 9.2.2017, V 
ZR 88/16. Ob das Bestehen von 

Ersatzansprüchen möglich 
erscheine und damit eine Ent-
lastung den Grundsätzen ord-
nungsmäßiger Verwaltung 
widerspräche, sei demgegen-
über eine Frage der Begründet-
heit der Klage, BGH-Beschluss 
vom 19.6.2013, V ZB 182/12 – 
ZIV 2013, 48, V ZB 113/16. 

 
 
 

Baurecht 
Einheitspreise als Festpreise sind als AGB unwirksam 

 

 
 
Der BGH beschäftigte sich im 
Urteil vom 20.7.2017 mit einer 
in der Baupraxis häufig anzutref-
fenden Klausel in Einheitspreis-
verträgen. § 2 Abs. 3 Nr. 1 
VOB/B sieht vor, dass es beim 
vereinbarten Einheitspreis 
verbleibt, wenn die ausgeführte 
Menge um nicht mehr als 10% 
von dem im Vertrag vorgesehe-
nen Umfang abweicht. Nr. 2 
begründet für den Fall der 
Abweichung von mehr 10% 
einen Anspruch auf Vereinba-
rung eines neuen Einheitsprei-
ses für die überschießende 
Menge. Diese Regelung ist Folge 
der kalkulatorischen Einsicht, 
dass sich die Fixkosten bei 

Massenmehrungen stärker 
verteilen und so die Stückkosten 
mit steigenden Stückzahlen 
sinken. Umgekehrt steigen die 
Stückkosten, wenn die Stückzah-
len sinken. 
 
Häufig vereinbaren die Auftrag-
geber, dass diese Preisanpas-
sung nicht gelten soll. So ge-
schah es auch in dem nunmehr 
vom BGH entschiedenen Sach-
verhalt. Die Regelung sei nach 
§ 307 Abs. 1 BGB unwirksam. 
Die Auftragnehmerin werde 
durch die Regelung unangemes-
sen benachteiligt, weil sie auch 
in Fällen der Unzumutbarkeit an 
ihre Einheitspreise gebunden 
sei. Nach § 306 Abs. 2 BGB habe 
die Unwirksamkeit einer AGB-
Regelung zur Folge, dass die 
gesetzliche Regelung zur An-
wendung käme. Eine gesetzliche 
Regelung gäbe es im Werkver-
tragsrecht insoweit nicht. Als 
Grenze gelte nur die Bestim-

mung des § 313 BGB (Wegfall 
der Geschäftsgrundlage), wo-
nach eine schwerwiegende 
Änderung der Umstände nach 
Vertragsschluss einen Anspruch 
auf Anpassung des Vertrags 
begründen könne. 
 
Die Regelung in § 2 VOB/B 
begünstigte insoweit die Auf-
tragnehmerin, die schon bei 
einer Massenänderung von 
mehr als 10% einen Änderungs-
anspruch erwerbe. Diese Rege-
lung sei mithin günstiger als die 
gesetzliche Regelung, so dass 
die Regelung in der VOB/B zur 
Anwendung käme. Der BGH 
konnte selbst nicht abschlie-
ßend entscheiden, da das Beru-
fungsgericht keine Feststellun-
gen dazu getroffen habe, ob die 
Voraussetzung von § 2 Abs. 3 
VOB/B vorlägen (VII ZR 259/16). 

 
 

Unwirksame Abnahmeklauseln 
 
Im Rahmen der Verbandsklage 
wandte sich ein gemeinnütziger 

Verein zum Schutz privater 
Bauherren gegen Abnahmeklau-

seln in einem Fertighausvertrag. 
Folgende Klauseln wurden im 
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Urteil vom 2.3.2017 vom OLG 
Koblenz nach §§ 308 Nr. 5, 309 
Nr. 2 und 307 Abs. 1, Abs. 2 Nr. 
1 BGB für unwirksam erklärt (2 
U 296/16):  
 
Falls eine förmliche Abnahme 
aus Gründen, die der Bauherr zu 

vertreten hat unterbleibt, gelten 
die Leistungen des Unterneh-
mens als abgenommen mit 
Ablauf von 12 Tagen nach schrif-
licher Mitteilung über die Fertig-
stellung der Leistungen. 
 

Hat der Bauherr das Haus oder 
einzelne Räume in Benutzung 
genommen, so gilt die Abnahme 
nach Ablauf von sechs Tagen 
nach Beginn der Benutzung als 
erfolgt, sofern nichts anderes 
schriftlich vereinbart ist. 

 
 
 

Versicherungsrecht 
 

Gebäudeversicherung: Leistungsausschluss für Schimmelschäden 
 

 
 
Der Bundesgerichtshof befasste 
sich im Urteil vom 12.7.2017 mit 
der Frage, ob der in den Versi-
cherungsbedingungen regelmä-
ßig formulierte Ausschluss (hier: 
VGB 2001) von Schimmelschä-
den wirksam ist. 
 
Die Hauseigentümer erlitten 2 
Jahre nach der Errichtung des 
Gebäudes einen Leitungswas-
serschaden. Die undichte Kalt-
wasserleitung wurde instand 
gesetzt und Trocknungsmaß-
nahmen durchgeführt. Im Rah-
men der Sanierungsarbeiten 
wurde festgestellt, dass sich im 
Estrich Schimmel gebildet hatte. 
Die Versicherung weigerte sich, 
die hierfür veranschlagten, 
zusätzlichen Sanierungskosten 
von rund 32.000 € zu überneh-
men. Die Hauseigentümer 
verklagten daraufhin ihre Versi-
cherung, die in den ersten 
beiden Instanzen obsiegte. 
 

Das OLG Koblenz führte in 
seinem Urteil aus, dass § 6 VGB 
2001 einen Leistungsausschluss 
für Schimmelfolgeschäden 
vorsehe. Dort sei geregelt: § 6 
Leitungswasser: 1. Leitungswas-
ser ist Wasser, das bestim-
mungswidrig ausgetreten ist aus 
a) Zu- oder Ableitungsrohren 
der Wasserversorgung, (…). 3. 
Der Versicherungsschutz gegen 
Leitungswasser erstreckt sich 
ohne Rücksicht auf mitwirkende 
Ursachen nicht auf Schäden 
durch (…) d) Schwamm oder 
Schimmel (…). Der Leistungsaus-
schluss der Klausel sei zudem 
wirksam. Der BGH habe im 
Urteil vom 27.6.2012, IV ZR 
212/10 (ZIV 2012, 65) ausge-
führt, dass der Ausschluss von 
Schwammschäden nicht gegen 
§ 307 Abs. 1 BGB verstoße. 
 
Das Urteil hielt den Angriffen 
der Revision nicht stand. Der 
BGH hob das Urteil auf und 
verwies den Rechtsstreit zurück. 
Im Urteil vom 12.7.2017 bestä-
tigte der für Versicherungsstrei-
tigkeiten zuständige IV. Zivilse-
nat, dass die in den AGB vorge-
nommene Leistungsbeschrän-
kung der AGB-Kontrolle unter-
liege. Der Vertragszweck sei 
danach gefährdet, wenn es der 

Versicherung über die Klausel 
gelänge, sich von einer Kardi-
nalspflicht freizuzeichnen. Diese 
Vertragszweckgefährdung 
müsse angenommen werden, 
wenn Schimmelschäden zumin-
dest eine sehr häufige Folge des 
Austritts von Leitungswasser 
wären. Sie könne dann von 
einer wesentlichen und häufigen 
Schadensfolge die Deckung 
ausschließen. Die Hauseigentü-
mer hätten genau dies behaup-
tet und hierfür Sachverständi-
genbeweis angeboten. Das OLG 
Koblenz hätte diesem Beweis-
angebot nachgehen müssen. 
Stattdessen habe das Beru-
fungsgericht rechtswidrig über 
diese tatsächliche Frage im 
negativen Sinne selbst entschie-
den. Ein Gericht dürfe nur dann 
auf die Einholung von angebo-
tenen Sachverständigenbeweis-
gutachten verzichten, wenn es 
selbst über eine eigene, beson-
dere Sachkunde insoweit verfü-
ge. Hierüber habe es die Partei-
en im Rahmen eines gerichtli-
chen Hinweises vorab zu infor-
mieren und im Einzelnen im 
Urteil darzulegen. Das sei nicht 
geschehen. Das Urteil sei daher 
fehlerhaft und aufzuheben. 
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Entgegen der Auffassung des 
Berufungsgerichts erlaube das 
BGH-Urteil vom 27.6.2012, IV ZR 
212/10 – ZIV 2012, 65 keine 
andere Bewertung, weil der 
Ausschluss für Schwammschä-
den in dem Urteil für rechtmä-
ßig erklärt worden sei. In dem 
zugrunde liegenden Rechtsstreit 
habe es keinen Vortrag gege-
ben, dass Schwammschäden 
regelmäßige oder zumindest 
häufige und kennzeichnende 
Folge eines Leitungswasseraus-
tritts wären. 
 
Schließlich sei der Einwand der 
Versicherung unerheblich, 
wonach der Schaden angeblich 
schon vor dem Versicherungs-
beginn eingetreten sei. Der VGB 
2001 könne man nicht entneh-
men, dass Leitungswasserschä-

den nur dann versichert seien, 
wenn aus einer defekten Leitung 
erstmals in versicherter Zeit 
Wasser ausgetreten sei oder 
begonnen habe, versicherte 
Gegenstände zu schädigen.  
 
§ 4 Nr. 1 und Nr. 2 VGB 2001 
enthielten für den Versiche-
rungsnehmer erkennbar zwei 
selbständige Versicherungsfälle. 
Nach Nr. 2 würden Bruchschä-
den an Rohren versichert. Es 
handele sich somit regelmäßig 
um ein punktuelles Schadenser-
eignis (Rohrbruch). Nr. 1 der 
Regelung sehe einen Schadens-
ersatz für bestimmungswidrig 
austretendes Leitungswasser 
vor, das an allen denkbaren 
versicherten Gegenständen 
Schäden verursache. Dies setze 
einen Geschehensablauf voraus, 

der sich  - anders als bei einem 
Rohrbruch – regelmäßig über 
einen – oft längeren – Zeitraum 
erstrecke und bei dem sich der 
Schaden mit zunehmender 
Dauer vergrößere. Die VGB 2001 
böten dem Versicherungsneh-
mer keinen Anlass für die An-
nahme, Versicherungsschutz für 
Leitungswasserschäden werde 
nur dann gewährt, wenn in 
versicherter Zeit zugleich auch 
die bedingungsmäßigen Voraus-
setzungen erfüllt worden seien. 
Der durchschnittliche Versiche-
rungsnehmer dürfe vielmehr die 
Regelung so verstehen, dass der 
Leitungswasserschaden so lange 
andauere und versichert sei, wie 
Wasser aus den genannten 
Anlagen bestimmungswidrig 
austrete und Schäden verursa-
che (IV ZR 151/15). 

 
 

Gesetzgebung 
 

Statt Sachkundenachweis für Verwalter laufende Fortbildungsverpflichtung 
 

 
 
Der Gesetzentwurf zur Einfüh-
rung einer Berufszulassungsre-
gelung für gewerbliche Immobi-
lienmakler und Verwalter von 
Wohneigentum erfuhr durch die 
Beschlussempfehlung des Aus-
schusses für Wirtschaft und 
Energie eine erhebliche Überar-
beitung. 
 
Die geänderte Fassung (BT-DrS 
18/12831) wurde in der 240. 
Sitzung des Bundestages am 

22.6.2017 in dritter Lesung 
verabschiedet (Plenarprotokoll 
S. 24655). Für den 22.9.2017  ist 
die letzte Sitzung des Bundesra-
tes anberaumt. Es ist nicht 
auszuschließen, dass das Gesetz 
dann noch den Bundesrat pas-
siert; es würde in diesem Fall am 
1.8.2018 in Kraft treten. 
 
Die beschlossene Neufassung 
verzichtet auf einen Sachkunde-
nachweis und damit auch auf 
eine „Alte-Hasen-Regelung“. 
Stattdessen wird eine Fortbil-
dungsverpflichtung von 20 
Stunden in drei Jahren normiert, 
die auch nachgewiesen werden 
muss. Einzelheiten wird eine 
Durchführungsverordnung 
regeln, die dann auch mit Span-
nung erwartet werden darf. 

Ferner sind nun auch Wohn-
raummietverwalter in den 
Anwendungsbereich der gesetz-
lichen Regelung einbezogen. Das 
ist freilich auch wieder unver-
ständlich, da Verwalter von 
gewerblich genutzten Immobi-
lien immer noch ausgeschlossen 
sind. 
 
Die Fortbildungsverpflichtung 
trifft nicht nur die Gewerbetrei-
benden selbst, sondern auch 
deren Mitarbeiter. Es sollen 
aber nicht alle Mitarbeiter 
fortbildungspflichtig sein, son-
dern nur eine „angemessene 
Zahl von vertretungsberechtig-
ten Aufsichtspersonen“. Eine 
Formulierung, die wohl sehr 
ausfüllungsbedürftig sein wird. 

http://www.bundesgerichtshof.de/
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Veranstaltungen 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

13.9.2017: 12. VdiV HERBSTFORUM 

 

„IMMOBILIENVERWALTUNG UND TECHNIK“ 
  
Themen: 
 

 Neues Bauvertragsrecht ab 2018 – Überblick für den Immobilienverwalter 
Exkurs: Abnahme des Gemeinschaftseigentums,  Was hat der Verwalter zu tun, was darf er nicht? 
Rechtsanwalt Atzenbeck, Dresden 

 
 Was bringt mein Alter – lohnt sich ein Neuer? 

Eiffizenbewertung bestehender Heizkesselanlagen 
Uwe Kluge, Sächsische Energieagentur SAENA GmbH Dresden 

 
 Employer Branding – Reichweitensteigerung – Virtuelle Immobilienwelten 

Thomas Krüger, Full Service Agentur, Webgalaxie & Krüger Systemhaus 
 

 Digitaler Wandel in der Immobilienwirtschaft: Chance zur Ertrags- und Geschäftsmodelloptimierung 
Tim Neugebauer, DMK E-Business GmbH Chemnitz 

 
 Ergebnis der Sektorenuntersuchung Heizkostenabrechnung des Bundeskartellamtes und neues Messstellenbetriebs-

gesetz (MsBG) – Die Auswirkungen auf die Verwaltertätigkeit 
Rechtsanwalt Martin Alter, Kanzlei Strunz – Alter, Chemnitz 

 
 Was funkt denn da? Die weiteren Entwicklungen digitaler Heiz- und Wasserkostenmesstechnik 

Horst Töpfer, INNOTAS-Elektronik GmbH, Zittau 
 

 Auszeichnung: „Der Immobilienverwalter des Jahres – Mitteldeutschland“ 
 
 
Verband der Immobilienverwalter Mitteldeutschland e.V. 
www.immobilienverwalter-mitteldeutschland.de 
 

25.-28.10.2017: ESwiD: 43. Fachgespräch zum WEG 
 

43. FACHGESPRÄCH ZUM WEG IN FISCHEN 
 
Die Abrechnung im Finanzsystem der Gemeinschaft 
Prof. Dr. Wolf-Rüdiger Bub 
 
Aufstellung der Abrechnung durch den Verwalter 
Dr. Georg Jennißen 
 
Heizkosten in der Abrechnung 
Dr. Michael Casser 
 
Sonstige verbrauchsabhängige Posten 
Dr. Werner Niedenführ 
 
Darstellung der Rücklage für Instandhaltung und Instandsetzung 
Wiebke Först 
 

Fortsetzung nächste Seite: 

http://www.immobilienverwalter-mitteldeutschland.de/
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Verbraucherpreisindex (VPI) 
 

Die Liste des Verbraucherpreis-
index basiert auf dem Indexba-
sisjahr 2010. Im Februar 2013 
erfolgte der Wechsel des Basis-
jahres 2005 auf 2010. Die Ände-
rung des Basisjahres findet alle 5 
Jahre statt. Das statistische 
Bundesamt überarbeitet dabei 
auch die statistischen Werte der 
letzten 5 Jahre. Erforderlich wird 
dies vor allem aufgrund eines 
nachträglich ermittelten, geän-
derten Verbraucherverhaltens. 
 
Vorstehende Darstellungen 
beziehen sich auf Verträge mit 
Indexanpassung seit dem 

1.1.2003. Für ältere Zeiträume 
kann die Ermittlung der Ände-
rung vor allem dann Schwierig-
keiten bereiten, wenn die Ver-
tragsparteien es in der Vergan-
genheit versäumt haben, eine 
Anpassung durchzuführen oder 
ein anderer Index verwandt 
wurde.  Das Statistische Bun-
desamt bietet unter dem fol-
genden Link einen Onlinerech-
ner zur Berechnung von Schwel-
lenwerten und Veränderungsra-
ten von Wertsicherungsklauseln, 
die auf Verbrauchpreisindizes 
basieren.  

Hinsichtlich des vormals vom 
Bundesamt für Statistik ermit-
telten Index für die Lebenshal-
tung eines 4-Personen-
Arbeitnehmer-Haushalts wird 
auf die Umrechnungsmöglich-
keit gemäß BGH-Urteil vom 
4.3.2009 (XII ZR 141/07), ZIV 
2009, 47 verwiesen.  
Soweit der Vertrag noch älter ist 
und/oder andere Indizes ver-
wendet wurden, berechnet das 
Statistische Bundesamt gegen 
eine Entgelt von 30 € auch diese 
Teuerungsrate. 

Fortsetzung: 
 
Sonstige Rücklagen und Rückstellungen 
Wolfgang Dötsch 
 
Vermögensstatus 
Astrid Schultheis 
 
Ansprüche gegen Einzelne als Verteilungsschlüssel 
Dr. Hendrik Schultzky 
 
Abrechnung und Wechsel in der Verfügungsmacht 
Dr. Oliver Elzer 
 
Auswirkungen des Abrechnungsbeschlusses auf Forderungen aus dem Wirtschaftsplan 
Prof. Dr. Matthias Becker 
 
Gegenstand des Abrechnungsbeschlusses 
Prof. Dr. Florian Jacoby 
 
Fehlerhafte Abrechnungsbeschlüsse 
Dr. David Greiner 
 
Die aktuelle Rechtsprechung des BGH 
Prof. Dr. Johanna Schmidt-Räntsch 
 
Ladestationen für Elektrofahrzeuge in der Wohnungseigentumsanlage 
Alice Burgmair 
 
Barrierefreiheit in der Wohnungseigentumsanlage 
Thomas Hannemann 
 
Ort: Fischen im Allgäu, Fiskina 
Am Anger 15, 87538 Fischen im Allgäu 
Nähere Informationen über: www.esw-deutschland.de  
 

 

https://www.destatis.de/DE/ZahlenFakten/GesamtwirtschaftUmwelt/Preise/Verbraucherpreisindizes/Wertsicherungsklauseln/Internetprogramm.html
http://www.esw-deutschland.de/
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Basis: 2010 

 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 

Januar 89,1 90,1 91,4 93,1 94,7 97,4 98,3 99,0 100,7 102,8 104,5 105,9 105,5 106,1 108,1 

Februar 89,6 90,3 91,8 93,5 95,1 97,8 98,9 99,4 101,3 103,5 105,1 106,4 106,5 106,5 108,8 

März 89,7 90,6 92,2 93,5 95,3 98,3 98,7 99,9 101,9 104,1 105,6 106,7 107,0 107,3 109,0 

April 89,4 90,9 92,0 93,8 95,8 98,1 98,8 100,0 101,9 103,9 105,1 106,5 107,0 106,9 109,0 

Mai 89,2 91,1 92,2 93,8 95,8 98,7 98,7 99,9 101,9 103,9 105,5 106,4 107,1 107,2 108,8 

Juni 89,5 91,1 92,3 94,0 95,8 98,9 99,0 99,9 102,0 103,7 105,6 106,7 107,0 107,3 109,0 

Juli 89,7 91,3 92,7 94,4 96,3 99,5 99,0 100,1 102,2 104,1 106,1 107,0 107,2 107,6 109,4 

August 89,7 91,4 92,8 94,2 96,2 99,2 99,2 100,2 102,3 104,5 106,1 107,0 107,2 107,6  

September 89,6 91,2 92,9 93,9 96,4 99,1 98,9 100,1 102,5 104,6 106,1 107,0 107,0 107,7  

Oktober 89,6 91,3 93,0 94,0 96,6 98,9 98,9 100,2 102,5 104,6 105,9 106,7 107,0 107,9  

November 89,4 91,1 92,7 94,0 97,1 98,4 98,8 100,3 102,7 104,7 106,1 106,7 107,1 108,0  

Dezember 90,1 92,1 93,4 94,7 97,7 98,8 99,6 100,9 102,9 105,0 106,5 106,7 107,0 108,8  

 
 
 

Verzugszinssätze 
 

Der Gläubiger kann nach dem 
Eintritt der Fälligkeit seines 
Anspruchs den Schuldner durch 
eine Mahnung in Verzug setzen 
(§ 286 Abs. 1 S. 1 BGB). Der 
Mahnung gleichgestellt sind die 
Klageerhebung sowie der Mahn-
bescheid (§ 286 Abs. 1 S. 2 BGB). 
Einer Mahnung bedarf es nicht, 
wenn für die Leistung eine Zeit 
nach dem Kalender bestimmt 
ist, die Leistung an ein vorausge-
hendes Ereignis anknüpft, der 
Schuldner die Leistung verwei-
gert oder besondere Gründe 
den sofortigen Eintritt des Ver-
zugs rechtfertigen (§ 286 Abs. 2 
BGB).  
Bei Entgeltforderungen tritt Ver-
zug spätestens 30 Tage nach 
Fälligkeit und Zugang einer 
Rechnung ein; dies gilt gegen-

über einem Schuldner, der 
Verbraucher ist, allerdings nur, 
wenn hierauf in der Rechnung 
besonders   hingewiesen wurde, 
(§ 286 Abs. 3 S. 1 BGB).  
Im Streitfall muss allerdings der 
Gläubiger den Zugang der Rech-
nung (nötigenfalls auch den 
darauf enthaltenen Verbrau-
cherhinweis) bzw. den Zugang 
der Mahnung beweisen.  
 
Während des Verzugs ist eine 
Geldschuld zu verzinsen (§ 288 
Abs. 1 S. 1 BGB). Der Verzugs-
zinssatz beträgt für das Jahr fünf 
Prozentpunkte bzw. für Rechts-
geschäfte, an denen Verbrau-
cher nicht beteiligt sind, neun 
Prozentpunkte (nur bei Ent-
gelten) über dem Basiszinssatz 
(§ 288 Abs. 1 S. 2 bzw. Abs. 2 

BGB). Diese Regelung gilt erst 
seit 29.7.2014. Davor belief sich 
dieser Zinssatz auf 8 %, Art. 229 
§ 34 EGBGB. Nähere Informati-
onen hierzu erhalten Sie auch in 
der ZIV 2014, S. 51. 
Der Basiszinssatz verändert sich 
zum 1. Januar und 1. Juli eines 
jeden Jahres um die Prozent-
punkte, um welche die Bezugs-
größe seit der letzten Verände-
rung des Basiszinssatzes gestie-
gen oder gefallen ist. Bezugs-
größe ist der Zinssatz für die 
jüngste Hauptrefinanzierungs-
operation der Europäischen 
Zentralbank vor dem ersten Ka-
lendertag des betreffenden 
Halbjahres (§ 247 Abs. 1 S. 2, 3 
BGB). 
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Zahlungsverzug: Höhe der Verzugszinsen 

 
Zeitraum  Basis-

zinssatz 
% 

Verzugs-
zinssatz % 

Entgelt ohne 
Verbraucher-
beteiligung % 

Zeitraum Basis-
zinssatz 
% 

Ver-
zugs-
zinssatz 
% 

Entgelt ohne 
Verbraucher-
beteiligung 
% 

1.1. bis 30.6.2002  2,57  7,57  10,57   1.7. bis 31.12.2010 0,12 5,12 8,12 

1.7. bis 31.12.2002  2,47  7,47   10,47   1.1. bis 30.6.2011 0,12 5,12 8,12 

1.1. bis 30.6.2003  1,97  6,97   9,97   1.7. bis 31.12.2011 0,37 5,37 8,37 

1.7. bis 31.12.2003  1,22  6,22   9,22   1.1. bis 30.6.2012 0,12 5,12 8,12 

1.1. bis 30.6.2004  1,14  6,14   9,14   1.7. bis 31.12.2012 0,12 5,12 8,12 

1.7. bis 31.12.2004  1,13  6,13   9,13   1.1. bis 30.6.2013 -0,13 4,87 7,87 

1.1. bis 30.6.2005  1,21  6,21  9,21   1.7. bis 31.12.2013 -0,38 4,62 7,62 

1.7. bis 31.12.2005  1,17  6,17   9,17   1.1. bis 30.6.2014 -0,63 4,37 7,37 

1.1. bis 30.6.2006  1,37 6,37 9,37 1.7. bis 28.07.2014* -0,73 4,27 7,27 

1.7. bis 31.12.2006 1,95 6,95 9,95 29.7. bis 31.12.2014* -0,73 4,27 8,27 

1.1. bis 30.6.2007 2,7 7,7 10,7 1.1. bis 30.6.2015 -0,83 4,17 8,17 

1.7. bis 31.12.2007 3,19 8,19 11,19 1.7. bis 31.12.2015 -0,83 4,17 8,17 

1.1. bis 30.6.2008 3,32 8,32 11,32 1.1. bis 30.6.2016 -0,83 4,17 8,17 

1.7. bis 31.12.2008 3,19 8,19 11,19 1.7. bis 31.12.2016 -0,88 4,12 8,12 

1.1. bis 30.6.2009 1,62 6,62 9,62 1.1. bis 30.6.2017 -0,88 4,12 8,12 

1.7. bis 31.12.2009 0,12 5,12 8,12 1.7. bis 31.12.2017 -0,88 4,12 8,12 

1.1. bis 30.6.2010 0,12 5,12 8,12     

* Zur  Änderung siehe Text  oben. 
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Berufsrechtliche Regelungen 
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